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Vorwort. 



Zwei Hauptfragen und zwar die des Wertansatzes und 
die des Systems beschäftigen die Literatur über die Buch- 
führung: um die erstere streitet vorzugsweise die juristische, 
um die letztere die kaufmännische Literatur. 

Die vorliegende Abhandlung will zu beweisen versuchen, 
dafs es für die beiden Fragen nur eine richtige und zwar 
gemeinsame Antwort gibt, welche lautet: Im Wertansatz liegt 
das System der Buchführung. 

Zur Erreichung des gesteckten Zieles benutzt die Ab- 
handlung nur ein einziges, aber zuverlässiges Mittel, nämlich 
die scharfe Trennung der drei Faktoren: wirtschaftliche Ver- 
hältnisse, Berechnungen und Darstellungen. 

Möge die Abhandlung zu einem klaren Erkennen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse in der Buchführung beitragen. 

Dresden, im Februar 1903. 

Alfred Schulte. 



Einteilung. 
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I. Die Rechnungen Aber das Geschäftskapital 



Die Buchführung ist eine Rechnungsführung. Sie führt 
Rechnungen nur über einen einzigen Gegenstand und zwar 
über das Geschäftskapital. Das Geschäftskapital betrachtet 
sie aber nach allen den Gesichtspunkten, welche ihr durch 
ihre Aufgabe, die schriftlichen Unterlagen für eine ordnungs- 
gemäße Verwaltung zu schaffen, vorgeschrieben sind. 

So untersucht sie in erster Linie das Geschäftskapital in 
Hinsicht auf die Rentabilität des Unternehmens, damit sie 
feststellt, inwieweit das Geschäft seinen Zweck erreicht. 

Die Rentabilität ist durch zwei Faktoren gegeben, durch 
die zum Betriebe des Unternehmens gemachte Einlage und 
durch den mit Hilfe dieser Einlage erzielten Gewinn. (Dafs 
an Stelle des Gewinnes auch der Verlust treten kann, sei kurz 
erwähnt, wird aber weiterhin als selbstverständlich voraus- 
gesetzt und nicht besonders berücksichtigt.) Einlage und Ge- 
winn stellen in ihrer Summe das gesamte Geschäftskapital dar. 

Das gesamte Geschäftskapital kann — in zweiter Hinsicht 

— einem oder verschiedenen Besitzern gehören und wird sich 

— in dritter Hinsicht — aus den verschiedensten Vermögens- 
gegenständen zusammensetzen. 

Bei der Untersuchung des Geschäftskapitals in Hinsicht 
auf die Rentabilität, auf die Besitzer und auf die Vermögens- 
gegenstände mufs die Buchführung eine solche Zergliederung 
vornehmen, dafs sie alle auftretenden Einzelfragen beantworten 
katin. So mufs sie z. B. bei der Rentabilitätsrechnung nicht nur 
die absolute Gröfse der Einlage und des Gewinnes, sondern auch 
den Zeitpunkt der letzteren berücksichtigen. Bei dem durch 
Gewinn in das Geschäft hineingekommenen Teil des Geschäfts- 
kapitals mufs die Buchführung insbesondere auch die Zusammen- 
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setzung aus den verschiedenen Arten von Gewinnen und Verlusten 
erforschen, wodurch ein vierter Gesichtspunkt gegeben ist. 

Da alle Kapitalrechnungen Rechnungen über denselben 
Gegenstand, aber nach verschiedenen Gesichtspunkten sind, so 
haben sie nur eins miteinander gemein, nämlich die absolute 
Grftfse des Kapitals. Die Gröfse des Kapitals wird ausgedrückt 
durch den Geldwert, so in Deutschland in Mark. 

Da die erörterten Kapitalrechnungen, obwohl sie die Grund- 
lage der ganzen Buchführung bilden, in der gewohnheitsgemäföen 
Form der Bilanzen nicht in Erscheinung treten, so soll ihr Vor- 
handensein wenigstens an einer beliebigen, möglichst einfachen 
Bilanz gezeigt werden. 

Schema 1. 
Aktiva Bilanz per 31. Dezember 1902. Passiva 





Mk. 


Pf. 




Mk. 


Pt 


An Betriebsanlage . . 


340000 


— 


Per Aktienkapital . . 


600000 


— 


„ Vorräte .... 


108 800 


— 


„ Reservefond. . . 


43011 


28 


„ Guthaben .... 


208 598 


72 


„ Schulden .... 


12 595 


— 


„ Effekten .... 


19 060 


— 


„ Reingewinn . . . 


60368 


— 


„ Wechsel .... 


37 615 


— 








., Kasse 


1900 


56 










715 974 


28 




715 974 


28 



Debet Gewinn- und Verlust-Konto per 31. Dezember 1902. Credit 



An Generalunkosten . 
„ Abschreibungen. . 
„ Zins- Ausgaben . . 
„ Reingewinn . . . 


Mk. 

148041 

25 929 

443 

60 368 


Pf. 
91 
69 
50 


Per Waren- Gewinn . 
„ Zins-Einnahmen . 


Mk. 
231 381 
3402 


Pf. 
10 




234 783 


10 




234783 


10 



Aus der Bilanz des Schemas 1 ergeben sich dnrch ent- 
sprechende Umstellung ihrer Glieder die drei ersten Kapital- 
rechnungen des Schemas 2. Aus dem Gewinn- und Verlust- 
Konto des Schemas 1 entsteht unmittelbar die vierte Kapital- 
rechnung des Schemas 2, die Gewinnspezifikation. Die Bezeich- 
nungen sind in beiden Schemas so gewählt, dafe besondere 
Erklärungen nicht erforderlich sind. 
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Schema ö. 

1. Rechnung über die Rentabilität. 

Einlage 643 011,28 Mk. 

Gewinn .... . . . 60368,— ,, 

Geschäftskapital 703 379,28 Mk. 

2. Rechnung über die Anteile der Besitzer. 

Anteile, die auf den Inhaber der Aktien lauten .... 600000,— Mk. 
Gemeinschaftlicher Anteil in Gestalt des Reservefonds . 43011,28 „ 
Gemeinschaftlicher Anteil, der noch zu verteilen is t . . 60 368,— „ 

Geschäftskapital 703 379,28 Mk. 

3. Rechnung über die Vermögensgegenstände. 

Betriebsanlage .... 340000,— Mk. 

Vorräte 108 800,— „ 

Guthaben 208 598,72 „ 

Effekten 19 060,— „ 

Wechsel 37 615— „ 

Bargeld .... . . . 1900,56 „ 

Vermögen 715 974,28 Mk. 
davon ab an Sc hulden 12 595,— „ 
Geschäftskapital 703 379,28 Mk. 

4. Gewinnspeziflkation. 

Waren-Gewinn .... 231 381,10 Mk. 
Zins-Einnahmen .... 3402,— „ 

daher Gewinn. . 234 783,10 Mk. 

davon ab an Verlusten: 
Generalunkosten .... 148041,91 Mk. 
Abschreibungen .... 25929,69 „ 
Zins-Ausgaben . . . . 443,50 „ 174415,10 „ 
Gewinn 60 368,— Mk. 

Für die nachfolgenden Betrachtungen wird zunächst die 
übliche Form der Bilanz unberücksichtigt gelassen und unmittel- 
bar von den vier Kapitalrechnungen ausgegangen, da das 
Wesentliche durch Fortlassung alles Unwesentlichen klarer her- 
vorgehoben wird: Die wirtschaftlichen Verhältnisse, welche 
den Gegenstand der Buchführung bilden, sind dieselben, gleich- 
viel ob sie auf die eine oder andere Weise berechnet und 
dargestellt werden. 
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Das Schema 2 zeigt, dafs die Rechnungen über die Ren« 
tabilität, über die Anteile der Besitzer und über die Vermögens- 
gegenstände dieselbe Gröfse des Geschäftskapitals ergeben. 
Diese Tatsache ist etwas Selbstverständliches, denn, gleichviel 
nach welchen Gesichtspunkten das Geschäftskapital betrachtet 
wird, mufs es doch stets die wahre Größe zeigen, welche 
eindeutig bestimmt ist. 

Bei Eröffnung eines Geschäftes ist das Geschäftskapital 
durch die Einlagen, nach Aufgabe und völliger Abwicklung 
desselben durch den Endbestand an barem Gelde gegeben, für 
jeden zwischen der Eröffnung und der Aufgabe liegenden 
Moment mufs das Geschäftskapital aber besonders berechnet 
werden. Die erforderlichen Berechnungen ändern nichts an der 
Tatsache, daß die Gröise des Kapitals eindeutig festliegt, haben 
jedoch in grötstem Mafse zu Meinungsverschiedenheiten Anlais ge- 
geben. Um letztere kritisch betrachten zu können, mufe von der 
praktischen Handhabung der Buchführung ausgegangen werden. 

In erster Linie ist das Geschäftskapital, welches als solches 
in der Praxis der Buchführung vollständig im Hintergrunde 
geblieben ist, durch die Faktoren Einlage und Gewinn zu er- 
setzen. Diese beiden Paktoren repräsentieren in ihrer Summe 
stets das Geschäftskapital, da eben das über die Einlage 
hinaus vorhandene Geschäftskapital als Gewinn bezeichnet 
wird. 

In zweiter Linie sind die Kapitalrechnungen 1, 2 und 4 
des Schemas 2 zusammenzuziehen, da dieses in der Praxis 
durchweg geschieht: die so entstehende neue Kapitalrechnung 
werde als „Einlagen- und Gewinn-" oder als „Rentabilitäts"- 
rechnung bezeichnet. Hiernach gibt es nur noch zwei Kapital- 
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rechnungen: die Einlagen- und Gewinn- bezw. Rentabilitäts- 
rechnung und die Vermögensrechnung. 

Hinsichtlich der Vermögensrechnung können, wenn sie aus 
dem Rahmen der Buchführung herausgenommen und — un- 
richtigerweise — für sich allein betrachtet wird, Zweifel 
entstehen, ob zur Berechnung des „Vermögens" die Einkaufs-, 
Verkaufs- oder sonstige Werte angesetzt werden müssen: hier- 
durch ist die Frage nach dem sogenannten „Wertansatz" ent- 
standen. Wenn überhaupt von einem Wertansatz gesprochen 
werden soll, ist doch wenigstens zu berücksichtigen, daß die 
beiden Rechnungen, die Rentabilitäts- und die Vermögensrech- 
nung, zu demselben Werte, & i. der Geldwert des Geschäfts- 
kapitals, fuhren müssen. Es gibt daher für beide Rechnungen 
nur einen gemeinschaftlichen Wertansatz und kann sich daher nur 
darum handeln, ob sich der Wertansatz in der Vermögensrechnung 
nach dem in der Rentabilitätsrechnung richtet oder umgekehrt. 

Da die Rentabilitätsrechnung diejenige über die Erreichung 
des Zweckes des Unternehmens repräsentiert, so ist auch 
aus diesem Grunde anzunehmen, dals sie den mafsgebenden 
Wertansatz steilen wird. Die nachfolgenden Untersuchungen 
bestätigen diese Annahme. 

Die wirtschaftlichen Vorgänge bestehen in Kapital-Ein- 
und -Ausgängen. Hierbei können prinzipielle Zweifel über die 
Größe der Gewinne bezw. Verluste und der Einlagen bezw. 
Entnahmen nicht auftreten. 

Bei den unmittelbaren Gewinnen bezw. Verlusten ist die 
Höhe derselben durch den Kapital -Ein- bezw. -Ausgang ohne 
weiteres gegeben, so z. B. bei Einnahme einer Provision von 
350 Mk. oder bei einer Gehaltszahlung von 150 Mk. Bei den 
mittelbaren Gewinnen bezw. Verlusten liegt die Höhe durch 
die Differenz zwischen Kapital -Ein- und -Ausgang fest; so 
beträgt z. B. für einen Gegenstand, welcher für 90 Mark 
gekauft und für 120 Mk. verkauft worden ist, der Gewinn 
120 — 90 = 30 Mk. 

Bei einer Einlage in bar fällt der Wert mit der betreffen- 
den Geldsumme zusammen; bei einer solchen in Gestalt von 
Vermögensgegenständen wird der Wert durch Schätzung, Ver- 
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trag usw. festgesetzt. Endlich wird jede Differenz in der 
Größe der Einlage bei der Einlegung und bei der Wieder- 
entnähme dadurch ausgeglichen, dafs der Mehr- oder Minder- 
wert ein Gewinn oder Verlust ist. 

Der Wert der Gewinne bezw. Verluste und der Einlagen 
bezw. Entnahmen ist nach vorstehendem in wirtschaftlicher 
Beziehung eindeutig bestimmt. Wird außerdem noch für jeden 
Kapital-Ein- und -Ausgang der Zeitpunkt seines Eintretens in 
die Rechnung einbezogen, dann lassen sich auch alle. Fragen 
der Rentabilitätsrechnung eindeutig beantworten. 

Die in der Praxis empfundenen Schwierigkeiten in der 
Berechnung der Gewinne und Verluste und damit auch der 
Rentabilität entstehen durch den jährlichen Abschluß der Rech- 
nungen ; so ist z. B. für einen Gegenstand ein bestimmter Ein- 
kaufspreis gezahlt, die Höhe des Verkaufspreises und der Zeit- 
punkt des Verkaufs liegen aber noch in der Zukunft Der 
Abschluß der Rechnungen für einen bestimmten Zeitpunkt 
erfordert ferner, dafs alle Gewinne bezw. Verluste und die 
Rentabilität auf diesen Zeitpunkt bezogen und richtig auf 
die verschiedenen Rechnungsperioden verteilt werden. Diese 
Schwierigkeiten sind aber rein rechnerischer Natur und be- 
einflussen auf keinen Fall die wirtschaftlichen Verhältnisse: 
insbesondere können sie die Tatsache nicht umstoßen, daß die 
Einlagen bezw. Entnahmen , die Gewinne bezw. Verluste und 
die Rentabilität eindeutig bestimmt sind. 

Dadurch, dafs Einlage und Gewinn eindeutig festliegen, 
ist es ausgeschlossen, daß sich die Rentabilitätsrechnung hin- 
sichtlich des Wertansatzes nach der Vermögensrechnung richten 
kann: jede diesbezügliche Forderung muß unbedingt eine Ab- 
weichung von der theoretisch richtigen Berechnung der Renta- 
bilität in sich schließen. Da nun aber der Wertansatz in der 
Vermögensrechnung und in der Rentabilitätsrechnung derselbe 
ist, so müssen die Vermögensgegenstände im Sinne der Renta- 
bilitätsrechnung bewertet werden. 

Die Vermögensrechnung ist ihrem inneren Wesen nach eine 
fortlaufend geführte schriftliche Inventur über die Vermögens- 
gegenstände. Diese Inventur könnte für die verschiedenen 
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Vermögensgegenstände nach Stückzahl, Mais oder Gewicht er- 
folgen, dafs sie aber nach dem Werte und zwar nach dem Werte 
im Sinne der Kentabilitätsrechnung erfolgt, das ist das System 
der Buchführung: Wertansatz und System sind identisch. 
Die Rechnung über das Vermögen und über die Rentabilität 
bestimmen nach zwei verschiedenen Gesichtspunkten die Gröfse 
und die Zusammensetzung desGeschäftskapitals. In rechnerischer 
Beziehung läßt sich diese Tatsache durch zwei Gleichungen 
schematisch darstellen: 

Geschäftskapital = Vermögen 
Geschäftskapital = Einlage + Gewinn. 
Diese beiden Gleichungen lassen sich auch in die eine 

Vermögen = Einlage -f- Gewinn 
zusammenziehen. 

Wenn — wie es in der Praxis ausschliesslich geschieht — 
die Rechnungen 1, 2 und 4 des Schemas 2 zusammengefaßt 
werden, dann repräsentieren sie die rechte Seite der vorstehenden 
Gleichung, während die Rechnung 3 deren linke Seite darstellt. 
Diese Tatsache tritt deutlich in Schema 3 hervor, in welehem 
die Rechnungen unter Anlehnung an die übliche Bilanzform 
dargestellt sind. 





Schema 3. 
Bilanz für den 31. Dezember 1902. 








Vermögen: 

Betriebsanlage . 
Vorräte 


Mk. 

340000 
108800 
208598 

19060 

37615 

1900 


Pf. 

72 

56 


1 Mk. 

i 

! 

12595 


Pt 


Einlage: 

Aktienkapital . 
Reservefond . . 


Mk. 

600000 
43011 


Pf. 

28 


Mk. 


PI 


Guthaben .... 
Schulden .... 

Effekten 

Wechsel 

Bargeld 


Einlage 
Gewinn: 

Waren-Gewinn . 
Zins-Einnahmen 
Generalunkosten 
Abschreibungen 
Zins- Ausgaben . 


643011 

231381 
3402 


10 


148041 

25929 

443 


91 
69 
50 




715974 
12595 


28 


12595 


— 




234783 
174415 


a 


174415 


10 




1 






Gewinn 


60368 


-| 






Vermögen 


70S379 


28 






Einlage! 
+ Gewinn/ 


703379 


2^ 
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Die Bilanzen sind die Ergebnisse sämtlicher Kapital-Ein- 
und -Ausgänge, welche letzteren allgemein als „Geschäftsvor- 
fälle" bezeichnet werden. Wenn die Bilanzen dem System der 
Buchführung genügen sollen, so müssen es auch notwendiger- 
weise die Geschäftsvorfälle, ans denen sie entstehen. Wie in 
den Bilanzen die Gleichung „Vermögen == Einlage + Gewinn", 
äo tritt in den Geschäftsvorfällen die Gleichheit des Wert- 
ansatzes für die Vermögens- und die Rentabilitätsrechnung in 
Erscheinung. 

Alle Kapital-Ein- oder -Ausgänge dürfen nur einen 
bestimmten und zwar durch die Rentabilitätsrechnung 
festgelegten Wert haben. Diese Werte werden in der 
Vermögensrechnung nach den verschiedenen Vermögensgegen- 
ständen und in der Rentabilitätsrechnung nach den verschiedenen 
Einlagen und Gewinnen gruppiert, so dais sie alle zweimal 
zur Verbuchung kommen. Wenn z. B. 10000 Mk. bares Geld 
von dem Teilhaber A eingelegt werden, dann vermehrt sich 
in der Vermögensrechnung das bare Geld und in der Rentabilitäts- 
rechnung die Einlage des Teilhabers A um 10 000 Mk. Würden 
nicht nur zwei, sondern drei oder vier besondere Rechnungen 
über das Geschäftskapital gefuhrt, dann würden die Vorfälle 
auch entsprechend drei- oder viermal zu verbuchen sein. Auf 
jeden Fall unterscheiden sich die Kapitalrechnungen in skizziertem 
Sinne nur durch die verschiedene Gruppierung derselben 
Werte und führen deshalb bezüglich der absoluten Gröfse des 
Geschäftskapitals zu demselben Ergebnis. 

Es gibt nun eine Gruppe von Vorfällen , welche keine 
Änderung in der absoluten Gröfse des Kapitals, sondern nur 
eine Änderung in der Zusammensetzung einer Kapital- 
rechnung verursachen. Wenn z.B. für 2500 Mk. eine Maschine 
gekauft wird, dann bedeutet dieser Vorfall weder einen Ge- 
winn noch einen Verlust, sondern nur das Vertauschen 
einer Summe baren Geldes gegen eine Maschine. Dieser Vor- 
fall, bei welchem der Wert der Maschine in Hinsicht 
auf die Gewinnrechnung gleich dem gezahlten Be- 
trage gesetzt werden mufs, ändert die Zusammensetzung 
in der Vermögensrechnung, beeinflufst aber nicht die Gewinn- 
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rechnung. Alle Vorfälle dieser Gruppe bestehen aus einem 
gleichzeitigen Kapital-Ein- und -Ausgang in gleicher Höhe, 
wodurch die absolute Gröfse des Kapitals unverändert bleibt, 
und müssen stets durch zwei Buchungen dargestellt werden; 
die Anzahl der Kapitalrechnungen hat auf sie keinen Einflute. 

Da in der Praxis der Buchführung stets nur zwei Kapital- 
rechnungen geführt werden, so entsprechen jedem Vorfall zwei 
Buchungen, und zwar sowohl bei der Gruppe 1 der Vorfälle, 
welche die absolute Gröfse des Kapitals verändert, als auch 
bei der Gruppe 2 der Vorfälle, welche die Zusammensetzung 
des Kapitals in den einzelnen Kapitalrechnungen verändert. 
Hieraus ergibt sich, dals bei vollständiger Buchführung der 
Wert eines jeden Vorfalles zweimal verbucht wird. 

Für die Kapital-Ein- und -Ausgänge werden in der Praxis 
stets gesonderte Betragsspalten vorgesehen, so dafs die ange- 
zogenen Beispiele für die beiden Gruppen von Vorfällen durch 
das Schema 4 dargestellt werden können. Wenn die beiden 



Schema 4. 

1« Änderungen in der absoluten Gröfse des Kapitals. 


Vorfälle 


Vermögens- 
rechnung 


Rentabilitäts- 
rechnung 




Eingänge 


Ausgänge 


Eingänge 


Ausgänge 


Bareinlage des Teilhabers A . . 


Mk. 
10000 


Mk. 


Mk. 
10 000 


Mk. 



2. Änderungen in der Zusammensetzung des Kapitals« 



Vorfälle 


Vermögens- 
rechnung 


Rentabilitäts- 
rechnung 




Eingänge 


Ausgänge 


Eingänge 


Ausgänge 


„ , . , . r Bares Geld . 
Maschinenkauf { „ , . 

1 Maschinen . . 


Mk. 
2 500 


Mk. 
2 500 


Mk. 


Mk. 



Betragsspalten einer Rechnung als linke und rechte voneinander 
unterschieden und einheitlich die Eingangsspalten links und die 
Ausgangsspalten rechts gestellt werden, dann ergibt sich folgendes. 
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In der Gruppe 1, bei welcher stets zwei Eingänge oder zwei 
Ausgänge zu verbuchen sind, stehen die beiden gleichen Beträge 
entweder beide in linken oder beide in rechten Betragsspalten. In 
der Gruppe 2, bei welcher stets ein Eingang und ein Ausgang zu 
verbuchen ist, stehen von den beiden gleichen Beträgen der 
eine in einer linken, der andere in einer rechten Betragsspalte. 

Werden nun, wie durch Schema 5 veranschaulicht ist, in 
der Rentabilitätsrechnung die Ein- und Ausgangsspalten mit- 
einander vertauscht, dann steht auch in der Gruppe 1 von den 
beiden gleichen Beträgen der eine in einer linken und der 
andere in einer rechten Betragsspalte. Bei Anwendung dieses 
Kunstgriffes bedingt jeder Vorfall — ohne Ausnahme — bei 
vollständiger Buchführung eine Links- und eine Rechts- 
buchung. 

Schema 5. 



1. Änderungen in der absoluten Gröfse des Kapitals« 


Vorfälle 


Vermögens- 
rechnnng 


Rentabilitats- 
rechnung 




Eingänge 


Ausgänge 


Ausgänge 


Eingänge 


Bareinlage des Teilhabers A . . 


Mk. 

10000 

(Soll) 


Mk. 
(Haben) 


Mk. 

(Soll) 


Mk. 

10000 

(Haben) 



2. inderungen in der Zusammensetzung des Kapitals« 



Vorfälle 


Vermögens- 
rechnung 


Rentabilitäts- 
rechnung 




Eingänge 


Ausgänge 


Ausgänge 


Eingänge 


, r , . , » f Bares Geld . 
Maschinenkauf { Maschinen 


Mk. 

2 500 

(Soll) 


Mk. 
2 500 

(Haben) 


Mk. 

(Soll) 


Mk. 
(Haben) 



Da in der Praxis die Betragsspalten so, wie in Schema 5 
gestellt und als „Soll"- und „Haben"-Spalten voneinander unter- 
schieden werden, so ist das Gesetz vom „Soll und Haben" 
als notwendige Folge der Spaltenumstellung zu ver- 
zeichnen. 



Der Wertansatz oder das System, 17 

Für dieletztenErörterungen war eine volls tän digeFührung 
der Vermögens- und der Rentabilitätsrechnung stillschweigend 
vorausgesetzt worden, welche jedoch nur bei der sogenannten 
doppelten und nicht bei der sogenannten einfachen Buchführung 
stattfindet. Da bei der einfachen Buchführung z.B. von der Renta- 
bilitätsrechnung die besondere Gewinnrechnung fortgelassen 
und die Gesamtgröise des Gewinnes unmittelbar aus der Große 
des Vennögens und der Einlage ermittelt wird, so ist hierdurch 
auch das Gesetz durchbrochen, dals jedem Vorfall zwei Bu- 
chungen entsprechen: ein Teil der Buchungen wird eben unter- 
lassen. Hinsichtlich des Wertansatzes gilt aber für beide 
Buchführungsmethoden dieselbe Festsetzung: Vermögen, Ein- 
lage und Gewinn können nicht verschieden sein, je nachdem 
sie nach der einfachen oder doppelten Buchführung berechnet 
werden. Der Wertansatz, infolgedessen sich die Werte der 
Vermögensrechnung nach denen der Rentabilitätsrechnung 
richten, ist der einzige feste Punkt in der Buchführung, 
welcher von den Methoden der Berechnung und von den Formen 
der Darstellung unbeeinflußt bleibt. 

Der Wertansatz ist das System der Buchführung, aus 
welchem sich alle Einzelheiten derselben erklären lassen. Die 
einfache und doppelte Buchführung sind nur Methoden 
der Berechnung des Vermögens, der Einlage und des Ge- 
winns. Die italienische, deutsche, amerikanische usw. 
Buchführung sind nur Formen der Darstellung der Be- 
rechnungsmethoden. 

Das über den Wertansatz und das System Gesagte findet 
durch die nachfolgenden Untersuchungen über die bezüglichen 
gesetzlichen Vorschriften und über die den entwickelten Be- 
hauptungen entgegenstehenden Ansichten über das System der 
Buchführung eine weitere Beleuchtung. 



III. Die gesetzlichen Vorschriften Aber den Wertansatz. 



Der Wertansatz , welcher für die Praxis eine so aufser- 
ordentlich groise Rolle spielt, findet in den Theorien über die 
Buchführung nur eine sehr geringe Beachtung, obwohl er der 
Ausgangspunkt aller Entwicklungen sein sollte. Nur die 
juristische Literatur über die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches befafst sich sehr eingehend mit demselben. Ihre Er- 
örterungen gehen dann in die kaufmännische Literatur über, 
welche eigentlich der juristischen Literatur die richtigen 
Grundlagen für den theoretischen Wertansatz hätte liefern 
sollen, und zwar durch den Beweis, dafs es für den letzteren 
keine Ansicht, kein Dogma, sondern nur einen Zwang gibt. 

Auf die verschiedenen Ansichten näher einzugehen, würde 
über den Rahmen der Abhandlung hinausführen, zumal eine 
flüchtige Andeutung derselben zu Mißverständnissen Anlafe 
geben würde. Nur hinsichtlich der Basis, von welcher aus 
dieselben die gesetzlichen Vorschriften beurteilen, sind einige 
Bemerkungen prinzipieller Natur geboten. 

Die älteren Anschauungen, dafe der Bewertung der Ver- 
mögensgegenstände die Idee einer fingierten Liquidation für 
den Zeitpunkt der Bilanz zugrunde liegen müsse, sind durch 
die neueren verdrängt worden, dais der Wert der Vermögens- 
gegenstände nur im Zusammenhange mit den ganzen Verhält- 
nissen des Unternehmens und in Hinsicht auf den Fortbestand 
desselben beurteilt werden könne. 

Die neueren Anschauungen sind in ihrer Grundlage zweifel- 
los richtig, ja eigentlich selbstverständlich, denn es sollen die 
wirtschaftlichen Verhältnisse für die tatsächlichen und nicht 
für fingierte Verhältnisse ermittelt werden. Wenn aber Vertreter 
dieser Anschauungen bei den Entwicklungen aus dieser Grund- 



Die gesetzlichen Vorschriften über den Wertansatz. Ift 

läge die richtige Bewertung des Vermögens und nicht der 
Rentabilität bezw. des Gewinnes als ausschlaggebend bezeichnen, 
dann entsteht zwischen Grundlage und Folgerung ein Wider- 
spruch. Die tatsächlichen Verhältnisse und der Fortbestand, d. h. 
der Betrieb, der Unternehmungen ist lediglich auf denZweck, auf 
das Verdienen von Vermögen, aber nicht auf das Besitzen bezw. 
Nachweisen von Vermögen gerichtet und könnte in theoretischer 
Beziehung die schriftliche Inventur über die Vermögensgegenr 
stände nach Stückzahl, Mals und Gewicht, anstatt nach dem Werte 
führen. Außerdem ist noch zu bemerken, dais derjenige Wert 
des Vermögens, welcher auf die gegebenen Verhältnisse und auf 
den Fortbestand des Unternehmens bezogen ist, nicht das vor- 
stellt, was schlichthin als „Vermögen zu einem bestimmten Zeit- 
punkte" verstanden wird: dieses „Vermögen" wird durch den Ke- 
alisationswert zu dem bestimmten Zeitpunkte gemessen. 
Nach diesen kurzen Hinweisen auf die Ansichten über den 
Wertansatz werden nachstehend die gesetzlichen Vor- 
schriften über denselben eingehender betrachtet. 

§ 40 des Handelsgesetzbuches, welcher für alle kauf- 
männischen Geschäfte gilt, schreibt vor: 

„Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind 
sämtliche Vermögensgegenstände und Schulden nach dem 
Werte anzusetzen, der ihnen in dem Zeitpunkte beizulegen 
ist, für welchen die Aufstellung stattfindet. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrschein- 
lichen Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen ab- 
zuschreiben." 

Diese Vorschrift enthält keine prinzipielle Festsetzung da- 
rüber, nach welchem Gesichtspunkt der Wert der Vermögens- 
gegenstände zu beurteilen ist; immerhin zeigt sie aber durch 
ihren Wortlaut, dafs der Gesetzgeber von der Vermögens- und 
nicht von der Betriebsbilanz oder mit anderen Worten, dais er 
von dem Wert der Vermögensgegenstände und nicht von der 
richtigen Berechnung von Einlage und Gewinn ausgeht. 

Die besonderen Bestimmungen für die Bewertung von 
Forderungen können sowohl vom Standpunkte der Vermögens- 
ais auch von dem der Betriebsbilanz gedeutet werden. Von dem 

2* 
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ersteren kann gesagt werden, dafö von den Forderungen nur 
der einbringliche Teil ein Vermögen ist, und von dem letzteren, 
dafs die richtige Berechnung des Gewinnes eine Berücksichtigung 
der durch Uneinbringlichkeit eines Teiles der Forderungen ein- 
tretenden Verluste voraussetzt. Diese Sonderbestimmungen sind 
eigentlich gar nicht als eine Festsetzung der Bewertung, sondern 
nur als eine an sich selbstverständliche Mahnung der Richtig- 
stellung der Forderungen zu betrachten. Dieses ergibt sich 
daraus, dafs der Wert der Forderungen eindeutig durch den Geld- 
wert festliegt, nicht nach Einkaufs-, Verkaufspreisen usw. bemes- 
sen werden kann und deshalb überhaupt keiner Normierung bedarf. 
Die Erwägungen lassen sich dahin zusammenfassen, dafs 
§ 40 nichts anderes besagt, als dafs die Werte aller Vermögens- 
gegenstände und Schulden in der Höhe einzusetzen sind, 
die dem Zeitpunkt der Bilanz entspricht, und deshalb hini- 
sichtlich des theoretischen JVertansatzes wenig Interesse bietet. 
Anders liegen die Verhältnisse bezüglich des § 261 des Handels- 
gesetzbuches, welcher die Vorschriften des allgemein gültigen 
§ 40 für die Aktiengesellschaften folgendermaßen spezifiziert: 

1. Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder Markt- 

preis haben, dürfen höchstens zu dem Börsen- oder 
Marktpreise des Zeitpunktes, für welchen die Bilanz 
aufgestellt wird, sofern dieser Preis jedoch den An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis übersteigt, höchstens 
zu dem letzteren angesetzt werden. 

2. Andere Vermögensgegenstände sind höchstens zu dem 

Anschaffungs- oder Herstellungspreis anzusetzen. 

3. Anlagen und sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiter- 

Veräußerung, vielmehr dauernd zum Geschäftsbetriebe 
bestimmt sind, dürfen ohne Rücksicht auf einen geringeren 
Wert zu dem Anschaffungs- oder Herstellungspreis an- 
gesetzt werden, sofern ein der Abnutzung gleichkommen- 
der Betrag in Abzug gehracht oder ein ihr entsprechender 
Erneuerungsfond in Ansatz gebracht wird. 

Diese Sondervorschriften für die Aktiengesellschaften 
können nur unter Berücksichtigung des § 215 des Handels- 
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gesetzbuches verstanden werden. Letzterer Paragraph gestattet, 
dals dasjenige unter die Aktionäre verteilt werden darf, was 
sieb nach der jährlichen Bilanz als Seingewinn ergibt Da 
nun der Gesetzgeber der Gefahr begegnen wollte, dals bei 
Aktiengesellschaften der Gewinn leicht zu hoch bemessen and 
zu viel Kapital ans dem Unternehmen herausgezogen wird, so 
konnte er dieses — infolge des § 215 — nur durch Vorschriften 
über den Wertansatz bezw. über die Berechnung des Ge- 
winnes erreichen. Für den Wortlaut des § 261 sind demnach nicht 
nur die Gesichtspunkte richtiger Berechnung, sondern auch 
vorsichtiger Verteilung des Gewinnes bestimmend gewesen» 

Nach Ziffer 1 sollen Wertpapiere und Waren zum Markt« 
preise angesetzt werden, jedoch mit folgender Einschränkung» 
Wenn nach Anschaffung der betreffenden Vermögensgegenstände 
der Marktpreis und damit auch der Wert derselben sinkt, dann 
mufs der neue, und zwar ungünstige Marktpreis angesetzt 
werden; wenn aber nach Anschaffung der betreffenden Ver- 
mögensgegenstande der Marktpreis und damit auch der Wert 
derselben steigt, dann darf der neue und günstige Marktpreis 
keine Berücksichtigung finden. Dieses besagt mit anderen 
AVorten, dals nur Verluste, aber keine Gewinne infolge Ver- 
änderung des Marktpreises durch den Wertansatz berücksichtigt 
werden sollen und ist daher lediglich ein Gebot der Vorsicht 
Die kaufmännischen Geschäfte im allgemeinen werden durch 
diese Vorsichtsmaisregel nicht getroffen, müssen im Gegenteil 
— vgl. § 40 — das Steigen des Marktpreises berücksichtigen, 
da sonst die Steuergesetze eine Steuerentziehung infolge zu 
niedriger Gewinnberechnung konstatieren würden. 

In Ziffer 1 und 2 des § 261 sind ferner die Vermerke 
„höchstens" wohl zu beachten; die Vorschriften sollen Wert- 
grenzen nach oben sein, aber nach unten Spielraum lassen. 
Auch hieraus kann — unter anderem — eine Vorsichtsmaß- 
regel hinsichtlich der Gewinnverteilung erkannt werden. 

Die gesetzlichen Bestimmungen sollen nun in der vor- 
liegenden Abhandlung lediglich auf ihre prinzipielle Stellung- 
nahme zum theoretischen Wertansatz studiert werden, so dals 
die absichtlichen Abweichungen von der rechnerisch richtigen 
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Ermittelung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach den ge- 
raachten kurzen Hinweisen ausgeschieden werden können. 
Der § 261 unterscheidet: 

1. Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder 

Marktpreis haben, 

2. andere Vermögensgegenstände, 

3. Anlagen und sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiter- 

Veräußerung bestimmt sind, d.h. Betriebsgegenstände. 

Diese Einteilung der Vermögensgegenstände ist eine zu- 
fällige und nicht eine durch das Wesen des Wertansatzes be- 
gründete ; sie ist in dieser Beziehung von anderer Seite bereits 
eingehend diskutiert worden. Hier soll von einer diesbezüg- 
lichen Erörterung abgesehen und nur das prinzipielle hinsicht- 
lich des Wertansatzes herausgegriffen werden. 

Der Zweck aller Unternehmungen, d. h. der Gewinn wird 
mittelst der Verkaufsgegenstände erreicht und zwar dadurch; 
dafs dieselben zu einem höheren als dem Anschaffungs- oder 
Herstellungspreise verkauft werden. Außer diesen Verkaufs- 
gegenständen sind in der Regel — besonders bei technischen 
Unternehmungen — für deren Herstellung noch besondere 
Betriebsgegenstände, wie Maschinen usw. erforderlich. Diese 
Betriebsgegenstände sind also lediglich ein notwendiges Hilfs* 
mittel für die Herstellung der Verkaufsgegenstände. Eine logisch 
begründete Einteilung der Vermögensgegenstände, welche von 
der Rolle derselben im Geschäftsbetriebe ausgeht, muß nach 
vorstehendem zwischen 

1. Verkaufsgegenständen und 

2. Betriebsgegenständen 
unterscheiden. 

Für die Betriebsgegenstände gilt Ziffer 3 des § 261, für 
die Verkaufsgegenstände läfst sich aus Ziffer 1 der Wille des 
Gesetzgebers folgendermaßen herauslesen: 

„Waren, die einen Börsen- oder Marktpreis haben, dürfen 
zu dem Börsen- oder Marktpreise des Zeitpunktes, für welchen 
die Bilanz aufgestellt wird, angesetzt werden, wenn ihr An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis diesen übersteigt". 
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Diese Vorschrift über die Waren, d. h. über Verkaufs- 
gegenstände, soll zunächst -dahin vereinfacht werden, dafs statt 
Börsen- oder Marktpreis kurz Marktpreis gesetzt wird. Sodann 
soll ihr, unter voller Beibehaltung ihres Sinnes, eine 
der Ziffer 3 entsprechende Fassung gegeben werden, so dafs 
für die ferneren Betrachtungen von folgenden Bestimmungen 
ausgegangen werden kann: 

1. Betriebsgegenstände dürfen zu dem Anschaffungs- oder 

Herstellungspreis angesetzt werden, sofern ein der Ab- 
nutzung entsprechender Betrag in Abzug gebracht oder 
ein ihr entsprechender Erneuerungsfond in Ansatz ge- 
bracht wird. 

2. Verkaufsgegenstände^ dürfen zu dem Anschaffungs- oder 

Herstellungspreise angesetzt werden, sofern ein dem 
Sinken des Marktpreises bis zu dem Bilanzzeitpunkte 
entsprechender Betrag in Abzug gebracht wird. 

Diese Fassung der Vorschriften für die Betriebs- und 
Verkaufsgegenstände entspricht dem theoretischen Wertansatz. 
Die Gegenstände kommen zu dem Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreise in das Unternehmen hinein; vermindern sie so- 
dann ihren Wert, so mufs diese Wertverminderung einerseits 
in der Vermögensrechnung und andererseits in der Eentabilitäts- 
rechnung als Kapitalausgang gebucht werden. Die gesetzlichen 
Vorschriften, welche von dem Standpunkte einer Vermögens- 
bilanz ausgehen, lassen sich also durch die kleine Änderung 
in der Form unmittelbar in äufserlichen Einklang mit dem 
Standpunkte der Betriebsbilanz bringen. Die Form der 
Darstellung ist naturgemäfs untergeordneter Bedeutung, so dafs 
noch die Hauptfrage zu beantworten bleibt: 

„Repräsentieren die gesetzlich angenommenen Wert- 
verminderungen die tatsächlichen Verluste?" 

Zur Beantwortung dieser Frage sollen zunächst die so- 
genannten Betriebsunternehmungen, wie Strafsenbahnen, Licht- 
und Kraftwerke usw. ins Auge gefa&t werden. Diese Art 
von Unternehmungen ist nämlich dadurch charakterisiert, dals 
sie keiner Bewertung der Verkaufsgegenstände bedarf. Bei 
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einer Straßenbahn stellen die sich bewegenden Wagenplätze, 
bei einem elektrischen Lichtwerk die elektrischen Ströme die 
Verkaufsgegenstände dar; diese Verkaufsgegenstände können 
nicht „auf Lager gearbeitet" werden, es sei denn, dafe ein 
besonders genauer Buchhalter den beim Jahresabschluß in der 
Akkumulatorenbatterie aufgespeicherten elektrischen Strom als 
Vermögensgegenstand in die Bilanz einsetzen würde. 

Für die Betriebsunternehmungen kommt, da sie nur Betriebs- 
gegenstände bewerten, ausschliefslich die Vorschrift über die 
letzteren in Betracht. Diese Vorschrift fordert, dafs der der 
Abnutzung entsprechende Betrag entweder unmittelbar von 
dem ursprünglichen Werte in Abzug gebracht oder als Er- 
neuerungsfond in Ansatz gebracht wird. Diese beiden Even- 
tualitäten sind als zwei Möglichkeiten der Darstellung in 
der Vermögensrechnung gemeint, wie sie in Schema 6 zum Aus- 

Sohema 6. 





Eingang 


Ausgang 


Ursprünglicher Wert 20500 Mk. 
Abnutzung .... 1025 „ 

mithin Bilanzwert 

oder: 


Mk. 
19475 


Mk. 



Ursprünglicher Wert 
Erneuerungsfond . . 



Eingang 



Mk. 
20 500 



Ausgang 



Mk. 
1025 



druck gebracht sind. Die erstere Möglichkeit der Darstellung 
wird in der Praxis in der Regel eine „Abschreibung", die 
zweite die „Bildung eines Erneuerungsfonds" genannt. Das 
Gesetz stellt hiernach die Abschreibungen und die Erneuerungs- 
fonds auf die gleiche Stufe, welches Verfahren weiter unten 
hinsichtlich seiner wirtschaftlichen Richtigkeit noch besonders 
geprüft wird; hier sei nur betont, dafs die Betriebsunterneh- 
mungen fast ausschliefslich die „Erneuerungsfonds" benutzen. 
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Die oben aufgeworfene Frage ist also für die Betriebsunter- 
nehmungen dahin zu spezifizieren, ob die Einstellung des der 
Abnutzung entsprechenden Betrages in einen Erneuerungsfond 
die tatsächlichen Verluste richtig bemifst. 

Wenn ein Lichtwerk für 50 Jahre konzessioniert ist und 
mit dem Ablaufe dieser Konzession zu einem vertragsmäßig 
festgesetzten Preise, welcher um 200000 Mk. niedriger als der 
Herstellungspreis sei, in den Besitz der betreffenden Stadt 
übergeht, dann bedeuten diese 200000 Mk. Mindererlös unter 
der Bausumme für die Besitzer einen Kapitalausgang, einen 
Verlust. Dieser Kapitalausgang wird in der Praxis dadurch 
zum Ausdruck gebracht, dafs er — in Analogie zu dem Er- 
neuerungsfond — in Gestalt eines „Amortisationsfonds" als 
Kapitalausgang verzeichnet wird. Er ist keine Abnutzung 
und deshalb im Gesetz gar nicht erwähnt; seine Buchung 
wird aber trotzdem niemals unterlassen werden dürfen, wenn 
der Gewinn richtig berechnet werden soll. Die 200000 Mk., 
welche in das Unternehmen hineingesteckt worden sind und 
nicht wieder herausgezogen werden können, sie müssen von 
den einzelnen Betriebsjahren ersetzt werden. Sie werden daher 
als Verluste gebucht; würden sie in ihren jährlichen Teilen 
unmittelbar in bar an die Besitzer zurückgezahlt, dann würden 
sie in der Bilanz gar nicht in Erscheinung treten. Da sie aber 
auch ohne diese Realisation als Verlust in der Gewinnrechnung 
und damit auch als Kapitalausgang in der Vermögensrechnung 
verrechnet werden müssen, so werden sie in letzterer Eigen- 
schaft als Wertverminderung angesehen: In Wirklichkeit ist 
der „Amortisationsfond" nichts anderes, als die Darstellung eines 
noch nicht realisierten Verlustes in der Vermögensrechnung. 

Wie zu konstatieren war, dafs die gesetzliche Vorschrift 
für die Bewertung der Betriebsgegenstände hinsichtlich der 
richtigen Berechnung des Gewinnes einer Vervollständigung 
bedarf, so mufs des ferneren behauptet werden, dafs die For- 
derung der Berücksichtigung der „Abnutzung" hinsichtlich der 
Gewinnberechnung einer Verwechselung von Ursache und Wir- 
kung gleichkommt. Wenn ein Holzmast des erwähnten Licht- 
werkes, welcher die Leitungsdrähte für den elektrischen Strom 
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trägt und fertig gesetzt 25 Mk. gekostet bat, wegen Verfaulens 
ausgewechselt werden mufs, dann können sich die Kosten der 
Demontage des alten Mastes, die Kosten für den neuen Mast 
und für die Montage desselben infolge der technischen Schwierig- 
keiten leicht auf zusammen 45 Mk. stellen. Wenn nach der 
gesetzlichen Bestimmung die Abnutzung des Mastes während 
seiner Lebensdauer auf die einzelnen Jahre derselben in Ansatz 
gebracht worden ist, dann haben die einzelnen Jahre zusammen 
höchstens die vollen 25 Mk. Anschaffungspreis getragen: das 
Jahr der Auswechselung muß die 45 — 25 = 20 Mk. erforder- 
lichen Mehrkosten gegenüber dem Anschaffungspreis noch be- 
sonders aufbringen. Der Gewinn ist hierdurch in den Jahren 
vor der Auswechselung zu hoch berechnet worden, was ent- 
schieden nicht der Wille des Gesetzgebers gewesen ist. 

Angenommen der Holzmast sei alle 15 Jahre und zuletzt 
im 45. Jahre der Konzession ausgewechselt worden, dann wird 
seine Abnutzung während der letzten fünf Jahre der Konzession 
für die Besitzer des Lichtwerkes ohne Belang sein. Einerseits 
hat sie für die Besitzer keine Auswechselungskosten mehr zur 
Folge und andererseits darf sie von der Stadt infolge des ab- 
geschlossenen Vertrages nicht als Grund zur Heruntersetzung 
des Übergangspreises angesehen werden. Wenn die Besitzer 
— in Befolgung der gesetzlichen Vorschrift — trotzdem die 
Abnutzung verrechnen, dann bemessen sie ihre letzten fünf 
Jahresgewinne zu niedrig, wie sich bei der Schlufsabrechnung 
zeigen wird. 

Aus den Erwägungen geht hervor, dais die Bewertung der 
Betriebsgegenstände nach dem Standpunkte der Vermögensbilanz 
recht unsichere Verhältnisse schafft und nicht einer richtigen 
Berechnung des Gewinnes entspricht. Dieses war nicht anders 
zu erwarten. Ein Betriebsgegenstand ist ein Hilfsmittel für die 
Herstellung der Verkaufsgegenstände und verursacht als solcher 
Unkosten für seine Leistungen, genau so, wie jede andere Lei- 
stung bezahlt werden mufs. Die Dienstzeit ist nun für die ein- 
zelnen Betriebsgegenstände verschieden: eine Bogenlampenkohle 
hält einen Tag, die Kontaktrolle eines elektrischen Straßen- 
bahnwagens sechs Wochen , ein Dampfkessel 25 Jahre usw. 
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Da nun der Rechnungsabschluß der Buchführung jährlich 
erfolgt, so mufs er die durch die Betriebsgegenstände ent- 
stehenden Ausgaben durch rein rechnerische Operationen auf 
die einzelnen Bechnungsperioden verteilen. Die infolgedessen 
zu verbuchenden Verluste, die noch nicht realisiert und lediglich 
rechnerischen Charakters sind, fallen in der Gewinn- und Verlust- 
rechnung nicht auf, wohl aber in der Vermögensrechnung. Sie 
müssen hier als Vermögensausgänge in Erscheinung treten; da 
aber noch kein Ausgang von Vermögensgegenständen 
stattgefunden hat, so liegt es nahe, sie wenigstens als Ausgänge 
vom Werte der Vermögensgegenstände darzustellen. 
Dieses Vorgehen ist aber nicht immer durchführbar; so ist es 
z. B. nicht möglich, für den erwähnten Holzmast den Amortisa- 
tions- und Erneuerungsfond alsWertverminderung aufzufassen; im 
45. Jahre müßten von dem ursprünglichen Werte von 25 Mk. viel- 
leicht rund 10 Mk. für Amortisation und 45 Mk. für Erneuerung 
abgezogen werden. Den Amortisationsfond kann man sich zweck- 
mäßig als Wertausgang vorstellen, den Erneuerungsfond betrach- 
tet man aber rationeller unmittelbar als unrealisierten Kapital- 
ausgang, als eine Schuld. Die ungerechtfertigte Bezeichnung 
„Fond" sollte man für die Kapitalausgänge unbedingt fortlassen 
und den Amortisations- und Erneuerungsfond als „Wertvermin- 
derung" oder als „verlorenes Kapital" und „rückständige Er- 
neuerungen" bezeichnen. Der Jahresabschlufs schafft neben 
den tatsächlichen wirtschaftlichen noch künstliche rech- 
nerische Verhältnisse und diese letzteren erfordern naturgemäfs 
auch künstliche Mafsnahmen. 

Die Untersuchungen über die Betriebsgegenstände beschränk- 
ten sich bisher auf Betriebsunternehmungen und müssen daher 
noch auf die Fabrikationsunternehmungen ausgedehnt werden. 

Eine reine Amortisation findet sich bei Fabrikationsunter- 
nehmungen in der Regel nicht, weil dieselben keine von vorn- 
herein festgesetzte, begrenzte Lebensdauer haben, immerhin 
ist aber zu beachten, dafs noch jedes Unternehmen sein Ende 
gefunden hat. Die reine Erneuerung kommt bei den Fabrika- 
tionsunternehmungen vor, jedoch nicht in dem Mafse, wie bei 
den Betriebsunternehmungen. Viele Betriebsgegenstände, ins- 
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besondere Werkzeugmaschinen, müssen ausgewechselt werden, 
nicht weil sie abgenutzt, sondern weil sie veraltet und für 
den Konkurrenzkampf nicht mehr leistungsfähig genug sind. 
Die bewegten Fabrikationsunternehmungen können nicht wie 
die ruhigen Betriebsunternehmungen Amortisation und Erneue- 
rung scharf voneinander trennen und fassen daher diese beiden 
Arten von Vermögensausgängen unter der Bezeichnung „Ab- 
schreibung" zusammen. Für die Abschreibungen gilt sinngemäis 
das über Amortisation und Erneuerung Vorgebrachte, wobei 
aber zu berücksichtigen ist, dafs die Abschreibung nicht dem 
Erneuerungsfond, sondern der Summe von Erneuerungs- und 
Amortisationsfond entspricht. 

Wie bei den Betriebsgegenständen, so ist auch bei den 
Verkaufsgegenständen der Jahresabschlufs mit seinen rechne- 
rischen Schwierigkeiten als Ausgangspunkt für die kritischen 
Betrachtungen zu benutzen. Beim Jahresabschluß sind für die 
vorhandenen Verkaufsgegenstände zwei Stadien zu unterscheiden, 
je nachdem dieselben entweder bereits verkauft, aber noch nicht 
abgeliefert oder lediglich angeschafft bezw. hergestellt sind und 
auf Lager liegen. Diese beiden Stadien werden nacheinander 
betrachtet und dabei tunlichst technische Unternehmungen als 
Beispiele benutzt, da die reinen Handelsgeschäfte einfacherer 
Natur und leichter zu verstehen sind. 

Die gesamten Herstellungskosten — für deren Bemessung 
der Einfachheit halber die Frage des Zuschlages für Eegie 
unberücksichtigt bleiben soll — mögen für eine bestimmte Ma- 
schine lOOOO Mk. betragen; von diesen Kosten seien beim Jahres- 
schluß, da die Maschine noch nicht ganz fertig ist, für Material 
und Löhne erst 9200 Mk. aufgewendet; die für die Maschine 
verwendeten Materialien seien im Preise unverändert geblieben, 
so dafe die Maschine nach der gesetzlichen Vorschrift zum 
Herstellungspreise von 9200 Mk. zu bewerten ist. Es können 
nun zwei Fälle angenommen werden und zwar: 

1. dafs die Maschine zu einem Preise von 14000 Mk., also 

mit einem Gewinn von 4000 Mk. und 

2. dafs die Maschine infolge eines Kalkulationsfehlers zu 
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einem Preise von 8500 Mk. d. h. mit einem Verluste von 
1500 Mk. verkauft worden ist. 

Die theoretisch richtige Berechnung des Jahresgewinnes 
fordert, dafs der durch den Verkauf bereits festliegende Ge- 
winn bezw. Verlust zu einem den 9200 Mk. entsprechenden 
anteiligen Betrage in die Gewinnrechnung eingestellt wird. 
Die Folge hiervon ist, dafe der Gewinn bezw. Verlust auch 
in der Vermögensrechnung und zwar als Wertvermehrung bezw. 
Wertverminderung zur Verrechnung kommen müfste. Wenn 
das Gesetz — von dem Standpunkte der Vermögensbilanz — 
die Verbuchung der Wertvermehrung und damit auch des Ge- 
winnes verbietet, so zwingt es lediglich zu einer durchaus 
begründeten Vorsicht; wenn das Gesetz aber — dem Wort- 
laute nach — die Aufserachtlassung der Wertverminderung 
und damit auch des Verlustes gestattet, dann widerspricht es 
seiner Absicht, die Verteilung zu hoher Gewinne zu ver- 
hindern; die praktische Handhabung des Gesetzes kann aber 
die Außerachtlassung des Verlustes nicht gestatten und mufs 
deshalb auf § 40 und auf das Wort „höchstens" des § 261 
zurückgreifen. 

Wird die gesamte Fabrikation eines Unternehmens ins 
Auge gefafst, so sind zwei, in ihrer wirtschaftlichen Wirkung 
sehr verschiedene Fälle denkbar: 

1. das Werk hat reichlich Aufträge und arbeitet nur so viel 

auf Lager, als zur Einhaltung konkurrenzfähiger Liefer- 
fristen unbedingt erforderlich ist; 

2. das Werk hat sehr grofsen Mangel an Aufträgen und 

arbeitet infolgedessen übermäfsig viel auf Lager, nur um 
seine Arbeiter zu beschäftigen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dafö der am Jahresende vor- 
handene Lagerbestand in den beiden Fällen nicht gleichwertig 
ist: im Falle 2 birgt er einen großen Verlust in sich, da er 
schwerlich ganz und zu angemessenen Preisen wird verkauft 
werden können. Der Standpunkt der Vermögensbilanz kann 
keinen Unterschied zwischen den beiden Fällen machen; das 
Gesetz wird aber trotzdem die Beachtung desselben auf Grund 
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des § 40 und des Wortes „höchstens" des § 261 fordern, wobei 
es allerdings seinem Standpunkte „Vermögensbilanz" untreu wird 

Für den Teil der beim Jahresabschluß vorhandenen Waren- 
bestände, welcher auf Bestellung gearbeitet wurde, , liegen so- 
wohl die Einkaufspreise der Materialien und die Löhne, als 
auch die Verkaufspreise und damit auch im wesentlichen die 
Gewinne fest. Pur ihn ist also in theoretischer Beziehung kein 
Grund vorhanden, seinen Wert nach dem Marktpreise des Ab- 
schlufetages zu bemessen; er mufs dieses aber dennoch tun, 
um dem Gesetze zu genügen: die diesbezügliche gesetzliche 
Vorschrift wirkt, da die Waren in der Regel mit Gewinn ver- 
kauft werden, als eine Mafsnahme der Vorsicht dahin, dafs der 
Gewinnen einer zu geringen Höhe berechnet und verteilt wird. 
Im Gegensatz hierzu übt der Marktpreis einen tatsächlichen 
Einflufs aus auf diejenigen beim Jahresabschluß vorhandenen 
Waren, welche nicht auf Bestellung gearbeitet, also noch nicht 
verkauft sind. 

Ein bestimmter Verkaufsgegenstand erfordere 120 Mk. 
Herstellungskosten und lasse sich bei den gegebenen Verhält- 
nissen zu 160 Mk. verkaufen. Er bleibe aber monatelang un- 
verkauft; inzwischen sinke der Marktpreis der für den Gegen- 
stand verwendeten Materialien derart, dafs die Herstellungs- 
kosten bei Neuanfertigung nur noch 110 Mk. betragen würden. 
Diese Verbilligung der Herstellungskosten wird infolge der 
Konkurrenz auch ein Sinken des Verkaufspreises von 160 Mk. 
auf vielleicht 150 Mk. bewirken. Kommt der zu 120 Mk. her- 
gestellte Gegenstand nunmehr zum Verkauf, dann erzielt er 
nicht mehr einen Gewinn von 160 — 120 = 40 Mk., sondern 
nur noch einen solchen von 150 — 120 = 30 Mk.: der normale 
Verdienst ist also durch das Sinken des Marktpreises um 
10 Mk. vermindert worden, so dafe sich der tatsächliche Ver- 
dienst aus dem normalen und aus dem Verlust durch das Sinken 
der Materialpreise zusammensetzt. Der Verlust ist durch 
das zu frühe Herstellen des Verkaufsgegenstandes verursacht 
worden und mufs daher, soll der Gewinn richtig auf die 
Rechnungsperioden verteilt werden, von dem Jahre getragen 
werden, welches ihn veranlafst hat. 
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Das Gesetz schreibt vor, dafe als Verlust das Sinken des 
Marktpreises bis zu dem Abschluistage in Ansatz zu bringen 
ist. Es können nun, wenn beispielsweise eine beim Abschluß 
per 31. Dezember vorhandene Ware im April des nächsten 
Jahres verkauft wird, zwei Fälle unterschieden werden: 

1. Der Marktpreis der Ware, welcher vom Juli bis 31. De- 

zember gesunken ist, sinkt bis zum April noch weiter. 

2. Der Marktpreis der Ware, welcher vom Juli bis 31. De- 

zember gesunken ist, steigt bis zum April wieder. 

Nach dem Wortlaut des Gesetzes hat das alte Jahr in 
beiden Fällen denselben Verlust zu tragen, obwohl es durch 
seinen frühen Kauf eine verschiedene Wirkung hervorgebracht 
hat. Steigt z. B. der Marktpreis im Falle 2 wieder auf seine 
frühere Höhe, dann hat das alte Jahr den gebuchten Verlust 
zu Unrecht und zu Gunsten des neuen Jahres getragen; sinkt 
aber der Marktpreis noch weiter, dann trägt das neue Jahr 
einen Verlust, den das alte verursacht hat. Der theoretische 
Termin für den zu berücksichtigenden Marktpreis ist eben der 
Verkaufstag und nicht der Abschlufstag der Rechnungsperiode. 
Da der Verkaufstag aber nicht im voraus angenommen werden 
kann, so ist es — wie es im Gesetz geschieht — durchaus 
zweckmäßig, an seine Stelle als feste Norm den Abschlufstag 
zu setzen. (Es sei noch darauf aufmerksam gemacht, dafe hin- 
sichtlich der Verteilung der Verluste auf die einzelnen Eechnungs- 
perioden ein prinzipieller Unterschied zwischen Betriebs- und 
Verkaufsgegenständen zu machen ist: Betriebsgegenstände 
leisteu dauernd Arbeit, die pro rata temporis zu verteilen ist; 
Verkaufsgegenstände leisten ihre gesamte Arbeit in dem 
Moment des Verkauftwerdens.) 

Die Fertigstellung und Erledigung der Bilanz mufs nach 
§ 260 des Handelsgesetzbuches innerhalb sechs Monaten nach 
dem Abschlufstage erfolgen. Während dieser Zeit können sich 
bedeutende Veränderungen im Marktpreise gegenüber dem des 
Abschlufstages zeigen. Wenn auch die Berücksichtigung eines 
Steigens des Marktpreises — ganz abgesehen von der gesetz- 
lichen Vorschrift — vom Standpunkte des vorsichtigen Kauf- 
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manns sich von selbst verbietet, so erscheint doch die Berück- 
sichtigung eines weiteren Sinkens des Marktpreises unbedingt 
erforderlich: sie ist theoretisch richtig und entspricht auch den 
Gründen der vorsichtigen Gewinn -Berechnung und -Verteilung; 
wenn sie in der Praxfe nicht üblich ist, so ist dies unter anderem 
eine Folge der gesetzlichen „Vermögensbilanz". 

Es sei noch hervorgehoben, dals zur richtigen Berechnung 
des Gewinnes nicht nur das Sinken des Marktpreises, sondern 
jedes, die normale Basis zur Erzielung eines Gewinnes ver- 
schiebende Ereignis, z. B. das Veralten von Maschinentypen, 
bei den Verkaufsgegenständen als Verlust zu berücksichtigen ist. 

Die Betrachtungen können dahin zusammengefaßt werden, 
dais das Gesetz in § 40 die Frage des theoretischen Wert- 
ansatzes übergeht und in § 261 nur Bewertungsgrenzen fest- 
setzt. Trotzdem steht es aber unverkennbar auf dem Standpunkt 
der Vermögensbilanz und hat aus diesem Grunde eine für die 
Praxis sehr notwendige präzisere Fassung der Vorschriften 
vermeiden müssen, da diese nur von dem theoretisch richtigen 
Standpunkt der Betriebsbilanz aus möglich ist. 



IV. Die Theorien über das System der Buehfftlirung. 



Im Kapitel II ist in naturgemäfser Weise das System der 
Buchführung erläutert und aus dem System derselben das Ge- 
setz vom Soll und Haben abgeleitet worden: die üblichen 
Theorien über die Buchführung erklären das Wesen derselben 
auf andere Weise. Es kann nun für einen bestimmten Gegen- 
stand verschiedene Hypothesen, aber nur eine Wirk- 
lichkeit geben: diejenige Lehre, welche diese Wirklichkeit 
erfaßt, ist als die allein richtige zu bezeichnen. 

Die Tatsache, daüs die verschiedensten Theorien über die 
Buchführung bisher ohne ein definitives Ergebnis gegeneinander 
verfochten worden sind, erklärt sich daraus, dafs die ver- 
schiedenen Theorien von verschiedener Basis ausgehen. Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Unternehmungen sind 
die Materie der Buchführung; diese Materie, repräsentiert 
durch das Vermögen, die Einlage und den Gewinn, erfordert 
zu ihrer Verarbeitung Berechnungen und Darstellungen, 
Die eine Theorie geht nun aus von den Darstellungen, die 
andere von den Berechnungen, die dritte teils von den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen, teils von den Berechnungen usw. 
Den einzig richtigen Ausgangspunkt können naturgemäfs nur 
die wirtschaftlichen Verhältnisse als die Materie der Buch- 
führung bilden. Wenn sich trotzdem auch von anderer Grund- 
lage aus logisch scheinbar begründete Hypothesen durchführen 
lie&en, so liegt dieses darin, dafs die Buchführung zwei Rech- 
nungen mit gleichen Endergebnissen über denselben Gegenstand^ 
d. h. über das Geschäftskapital, vorsieht. Die Gleichung „Ver- 
mögen = Einlage + Gewinn" sagt in mathematischer Beziehung 
nichts anderes, als dafs das Kapital gleich dem Kapital ist, 
und stellt so den ersten Grundsatz der Mathematik dar, dafs 

3 
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jede Gröfse sich selbst gleich ist. Die Buchführung besteht 
aus zwei Aufgaben, aus der Vermögens- und aus der Renta- 
bilität srechnung; beide Aufgaben müssen — jede für sich — 
richtig gelöst werden und ergeben dann die gleiche Größe des 
Kapitals. Werden die beiden Aufgaben aber als eine einzige 
betrachtet, dann stellen sie den ersten Grundsatz der Mathematik 
dar. Die verschiedenen Theorien sind nun Variationen dieses 
Grundsatzes und erhalten durch dessen unanfechtbare Richtig- 
keit auch das Gepräge der letzteren. 

Die nachfolgenden Untersuchungen zeigen die Anwendung 
des vorstehenden Gedankenganges auf die hauptsächlichsten 
Gruppen von Theorien. 

Die verschiedenen Theorien über die Buchführung lassen 
sich im wesentlichen in zwei Gruppen teilen, in die Einkonten« 
und in die Zweikontentheorien. Die Gruppen selbst sind durch 
ihre Benennung schon charakterisiert; sie fassen die Buch- 
führung als „eine" bezw. als „zwei" Rechnungen auf. 

Die ältere, d. i. die Einkontentheorie, behauptet, dafs das 
Wesen der Buchführung aus dem Wesen der kaufmännischen 
Geschäfte entspringt. Wie letzteres in einem Tauschen von 
Werten gegen Gegenwerte besteht, so gebe in der Buchführung 
die eine Rechnung einen Betrag und die andere empfange den- 
selben: auf diese Weise entstände das gleichzeitige Debitieren 
und Kreditieren oder Belasten und Erkennen. 

Von einem Geben und Empfangen spricht die Einkonten- 
theorie, weil sie die Rechnungen sich als Personen denkt, d. h. 
sie personifiziert: ohne diese Personifikation würde sie von 
einem „Zu- und Abgehen" sprechen. Zu- und abgehen kann 
nur die einzige Materie in der Buchführung, das Kapital. Auf 
Seite 16 wurde gezeigt, dafs nur bei der Gruppe 2 der Vor- 
fälle ein gleichzeitiges Zu- und Abgehen von Kapital statt- 
findet, dafs dagegen bei der Gruppe 1 der Vorfälle entweder 
zweimal ein Zugehen oder zweimal ein Abgehen von Kapital 
verbucht wird. 

Für die Gruppe 1 der Vorfälle widerspricht also die 
Hypothese vom Geben und Empfangen den wirtschaftlichen 
Vorgängen. 
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Die Einkontentheorie bezeichnet alle linken Betragsspalten 
als „Soll"- und alle rechten Betragsspalten als „Haben*-Spalten. 
Ferner sieht sie die linken Spalten als „Eingangs"- und die 
rechten als „Ausgangs"- Spalten einer einzigen Eechnung 
an. Da nun infolge des Kunstgriffes der Spaltenumstellung von 
den beiden gleichen Beträgen jedes Vorfalles der eine in eine 
linke und der andere in eine rechte Spalte zu stehen kommt,- so 
erhält sie — durch die Auffassung der Buchführung als eine 
einzige Rechnung — nur gleichzeitige Ein- und Ausgänge. Diese 
Ein- und Ausgänge beziehen sich aber nicht auf das Kapital, 
sondern auf ein begriff loses Etwas, welches kein Vermögen, 
keine Einlage und kein Gewinn ist. Diese Tatsache spiegelt 
sich auch in der üblichen Bilanzform (vgl. Seite 8) wieder, in 
welcher nicht die wirtschaftlichen Paktoren, sondern nur ihre 
Ineinanderschachtelungen zu erkennen sind. Die übliche Bilanz 
ist mathematisch derjenigen auf Seite 13 gleich zu achten, 
wirtschaftlich aber ist sie eine Vermischung der Teile der Ver- 
mögens- und der Rentabilitätsrechnung. In dem Bilanzbeispiel 
kommt diese Vermischung nur in äusserst geringem Grade zum 
Ausdruck, da dasselbe absichtlich sehr einfach und ohne 
Amortisationsfond, Erneuerungsfond usw. gewählt worden ist. 
Besonders zu bemerken ist noch, dafs die übliche Bilanzform 
durch § 261, Ziffer 5 und 6, zur gesetzlichen erhoben worden 
ist, so dafs jede andere ungesetzlich ist. 

Die Einkontentheorie ist, wie gezeigt, dadurch charakteri- 
siert, dafs sie das Gesetz vom „Soll und Haben", welches durch 
die Führung zweier besonderen Rechnungen und durch 
einen Kunstgriff der Darstellung, d. i. durch die Spalten- 
umstellung entsteht, als die Grundlage der Buchführung ansieht. 
Dafs das gleichzeitige Links- und Rechtsbuchen aber — wie 
in Kapital II bewiesen wurde — lediglich durch die Art der 
Rechnung und Darstellung hervorgerufen wird, ergibt sich 
auch aus folgenden Erwägungen. 

Eine Gemeinde führe über ihre Mitglieder Buch und zwar 
einerseits in Hinsicht auf das Geschlecht und andererseits in 
Hinsicht auf die Konfession. Wird nun ein Kind geboren, 
dann steigt die Personenanzahl in beiden Rechnungen; wird 
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aber ein Mitglied von einer Konfession zu einer anderen um- 
getauft, dann findet nur eine Änderung in der Zusammen- 
setzung der Rechnung nach den Konfessionen statt; endlich 
ist die absolute Anzahl der Personen in beiden Rechnungen 
gleich. Würden besondere Ein- und Ausgangsspalten für die 
Personenanzahl vorgesehen und in beiden Rechnungen — analog 
der Umstellung in der Buchführung — verschieden gestellt, 
dann würden stets gleichzeitig zwei Buchungen und zwar eine 
Links- und eine Rechtsbuchung vorzunehmen sein. 

Die Zweikontentheorie, welche erst in den letzten Jahr- 
zehnten entstanden ist und den Kampf gegen die Einkonten- 
theorie mit einem, im Verhältnis zu ihren Leistungen zu ge- 
ringen Erfolge aufgenommen hat, geht in ihren Betrachtungen 
von zwei Rechnungen aus und zwar von den Rechnungen über 
die Vermögensbestandteile und über das reine Vermögen. Sie 
versteht hierbei unter dem reinen Vermögen die Differenz 
zwischen Aktiven und Passiven bezw. zwischen Vermögen und 
Schulden, Wie die Auffassung der vorliegenden Abhandlung 
durch die Gleichung 

Vermögen = Einlage -f Gewinn, 
so kann die der Zweikontentheorie durch die Gleichung 

Vermögen — Schulden = Reinvermögen 
schematisch dargestellt werden. Die Gleichungen lassen er- 
kennen, dafö die beiden Auffassungen nahe miteinander ver- 
wandt sind, aber doch nicht auf derselben Basis stehen. 

Die Rechnung über das Reinvermögen ist identisch mit 
der Rentabilitätsrechnung, d. h. mit der Rechnung über Einlage 
und Gewinn. Das Reinvermögen wird aber nicht Wirtschaft* 
lieh, sondern mathematisch und zwar als die Differenz 
zwischen Vermögen und Schulden erklärt. Demgemäß bedarf 
die Zweikonten theorie auch keiner Begründung, warum das 
Vermögen dem Werte nach gleich der Einlage vermehrt um 
den Gewinn ist: sie übersieht daher auch die Tatsache, 
dafs der Wertansatz der Vermögensgegenstände sich 
nach den eindeutig festliegenden Werten von Einlage 
und Gewinn richten muls und baut ihr System auf rein 
mathematischem Grunde auf. 
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Die Definition des Geschäftskapitals als Differenz zwischen 
Vermögen und Schulden ist noch in einer anderen Hinsicht 
wirtschaftlich unklar. 

Das Geschäftskapital kann objektiv als solches oder sub- 
jektiv vom Standpunkte der Besitzer aufgefaßt werden. So 
ist z. B. in Schema 2 das gesamte Vermögen, welches in dem 
Geschäfte steckt, 715974,28 Mk., denn es kann durch vorhandene 
Vermögensgegenstände nachgewiesen werden. Die Besitzer 
des Geschäftes haben aber noch 12596,— Mk. Schulden, d. h. 
sie besitzen nicht das ganze vorhandene Vermögen, sondern 
haben für 12595,— Mk. fremdes Kapital in ihrem Geschäfte. 
Das gesamte Kapital beträgt 715974,28 Mk, aber das 
Kapital der Besitzer nur 703379,28 Mk. Die objektive 
Auffassung des Vermögens, der Einlage und des Gewinnes ist 
in Schema 7 dargestellt und dürfte dort ohne besondere Er- 
läuterung verständlich sein. Besonderer Erwähnung bedarf 

Schema 7. 

Bilanz für den 31. Dezember 1902. 



Im eigenen 
Betriebe: 

Betriebsanlage . . 

Vorräte 

Bargeld 

In fremden 
Betrieben: 

Außenstände . . . 

Effekten 

Wechsel 



Mk. |Pf. 



340000 

108800 

1900 



208598 
19060 
37615 



56 



72 



Mk. 



Pf. 



Eigenes Kapital: 

Aktienkapital . . . 
Eeservefond . . . . 
Fremdes Kapital: 
Gläubiger 



Gesamt-Einlage 
Gesamtgewinn: 

Waren- Gewinn. , . 
Zins-Einnahmen . . 
Generalunkosten. . 
Abschreibungen . . 



Gesamt- Gewinn 



Mk. Pf Mk. Pf. 



600000 — 



43011 



28 



12151 o(j 



65510278 



231381 
3402 



10 



148041 
25929 



234783 
173971 



60811 



5<^ 



173971 



91 
69 



60 



Gesamt -Vermögen 



71597428 



Gesamt-Einlage) 
-f- Gesamt- Gewinn/ 



715974 
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nur der Umstand, dafs — bei objektiver Auffassung — die 
Zinsausgaben zur Gewinn-Verteilung gehören: sie fallen daher 
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in der Gewinnrechnung fort und bewirken in den Schulden eine 
entsprechende Verminderung. Die objektive Darstellung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse ist für viele Zwecke, besonders 
für statistische und vergleichende, sehr zu empfehlen, ist aber 
im übrigen wie alle anderen von der üblichen Bilanzform ab- 
weichenden Darstellungen gesetzlich nicht gestattet. 

Aus den Erwägungen geht hervor, dafs das Geschäfts- 
kapital und damit auch das Vermögen, die Einlage und der 
Gewinn objektiv oder subjektiv aufgefafst werden können und 
für diese beiden Auffassungen verschiedene Werte haben. Die 
Definition der Rentabilitätsrechnung als eine Rechnung über 
das „Reinvermögen", d.h. über das subjektive Geschäfts- 
kapital, ist daher vom wirtschaftlichen Standpunkte als eine 
zufällige und unbegründete zu betrachten. 

Die Grundlage der Zweikontentheorie mit der Gleichung: 
Vermögen — Schulden = Reinvermögen 
ist nach den gemachten Erwägungen deshalb wirtschaftlich 
unklar, weil sie einerseits die Rentabilitätsrechnung mathe- 
matisch aus der Vermögensrechnung erklärt und andererseits 
diese Erklärung nur durch einseitige und zwar subjektive Auf- 
fassung des Vermögens möglich macht. 

Am deutlichsten zeigt sich die verschiedene Handhabung 
der Momente wirtschaftlicher, rechnerischer und darstellerischer 
Natur in den Konsequenzen, welche die Theorien aus ihren 
Voraussetzungen vom Wesen der Buchführung ziehen. Da die 
Einzelheiten der Theorien aber aufserhalb des Rahmens dieser 
Abhandlung liegen, so sei nur als Beispiel die verschiedene 
Definition der einfachen und doppelten Buchführung angeführt. 

Die Einkontentheorie findet den Unterschied zwischen 
der einfachen und doppelten Buchführung darin, dafs erstere 
„im Hauptbuche" nur „Personenrechnungen", d. h. Rechnungen 
mit Personen und die letztere aufserdem noch „Sachenrech- 
nungen", d. h. Rechnungen über Sachen führe. Die Zweikonten- 
theorie behauptet, dafs die einfache Buchführung nur die 
„kontenförmigen" Buchungen über die Vermögensbestandteile 
und die doppelte Buchführung aufserdem noch die „konten- 
förmigen" Buchungen über das reine Vermögen führe. Die 
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naturgemäfse Lehre von der Buchführung hält der Einkonten- 
theorie entgegen, dals alle Rechnungen der Buchführung in 
erster Linie Sachenrechnungen und zwar Rechnungen über 
das Vermögen, die Einlage und den Gewinn bezw. über das 
Geschäftskapital sind, und erwidert der Zweikontentheorie, 
dafs eine Buchführung lediglich über Vermögensbestandteile, 
also ohne Einlagen- und Gewinnrechnung in der Praxis nicht 
vorkommt, und fügt endlich ergänzend hinzu, dafs es für das 
Wesen der Buchführung vollständig gleichgültig ist, ob die 
Rechnungen „im Hauptbuche", „kontenförmig" oder sonstwie 
geführt werden. 

Die Buchführung mufs die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse berechnen und darstellen, sie mufs deshalb die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse als das Wesentliche ansehen und kann 
dann über den Wertansatz und das System nur eine Meinung 
haben: Im Wertansatz liegt das System. 




Druck von Wilhelm Baensch in Dresden. 
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